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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Kerstin Celina, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze und Frak-
tion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frauenhäuser und Notrufe in Bayern II 
Anpassung der Fördersätze für Frauenhäuser und 
Notrufe an die Kosten- und Gehaltsentwicklung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die in der 
„Richtlinie für die Förderung von Frauenhäusern in 
Bayern“ und die in der „Richtlinie zur Förderung von 
Notrufen für von sexualisierter Gewalt und häuslicher 
Gewalt betroffene Frauen und von sexualisierter Ge-
walt betroffene Kinder und Jugendliche in Bayern“ 
festgelegten Fördersätze an die allgemeine Kosten- 
und Gehaltsentwicklung anzupassen.  

Der staatliche Personalkostenzuschuss für die Frau-
enhäuser und die Sachkosten- und Personalförderung 
für die Notrufe wurde zuletzt zum 1. Januar 2009 um 
13 Prozent erhöht. Außerdem wird der Förderan-
spruch als gesetzliche Pflichtleistung abgesichert und 
ein Mechanismus zur automatischen Anpassung der 
staatlichen Fördersätze in die Förderrichtlinien inte-
griert. 

 

 

 

Begründung: 

In Bayern existieren derzeit 38 staatlich geförderte 
Frauenhäuser mit 340 Plätzen für Frauen und über 
400 Plätzen für Kinder. Maßgebend für die Förderung 
der Frauenhäuser ist das „Gesamtkonzept für Frau-
enhäuser in Bayern“ aus dem Jahr 1993. Dort ist die 
Quote der Frauenhausplätze pro 10.000 erwachsener 
Frauen und der Personalschlüssel der Häuser festge-
legt. Nach einer vergleichenden Studie der Bundesre-
gierung hat Bayern mit einer Quote von 1,17 Plätzen 
pro 10.000 Einwohnerinnen die zweitniedrigste Ver-
sorgungsquote von allen Bundesländern. Der Ge-
samtumfang der Landesförderung liegt für alle 
38 Frauenhäuser bei 955 Tsd. Euro pro Jahr. 

Daneben existieren in Bayern 33 staatlich geförderte 
Notrufe und Fachberatungsstellen für gewaltbetroffe-
ne Frauen und Mädchen. Mit einer Versorgungsquote 
von 0,1 Fachberatungsstellen auf 10.000 Frauen liegt 
Bayern im Bundesvergleich an letzter Stelle. Insge-
samt erhalten 21 Notrufe einen staatlichen Personal-
kostenzuschuss von jährlich 19.650 Euro und 12 Not-
rufe lediglich einen Sachkostenzuschuss in Höhe von 
2.320 Euro für Fortbildung, Supervision und Öffent-
lichkeitsarbeit. Der Gesamtumfang der staatlichen 
Förderung für Notrufe liegt bei 460 Tsd. Euro pro 
Jahr. Bei der staatlichen Förderung für Frauenhäuser 
und Notrufe handelt es sich zudem lediglich um eine 
freiwillige Leistung des Freistaats.  

Die staatliche Finanzierung der Frauenhäuser und 
Frauennotrufe ist in den Richtlinien zur Förderung von 
Frauenhäusern und Frauennotrufen in Bayern aus 
dem Jahr 2008 geregelt. Demnach ist die staatliche 
Förderung an eine kommunale Ko-Finanzierung ge-
bunden. Frauenhäuser erhalten gestaffelt je nach 
Größe einen staatlichen Personalkostenzuschuss und 
Notrufe erhalten eine Personalkostenförderung oder 
einen Sachkostenzuschuss. Die staatliche Förderung 
ist an weitere qualitative Vorgaben gebunden: Rund 
um die Uhr Erreichbarkeit; Qualifikation und Anzahl 
des Fachpersonals; Mindestplatzzahl für Frauen und 
Kinder; Verpflichtung zur nachgehenden Betreuung, 
Öffentlichkeits- und Präventionsarbeit. 

Der Anteil der staatlichen Finanzierung entspricht 
nicht diesen qualitativen Vorgaben und Anforderun-
gen, so dass ein stetig wachsender Teil der Finanzie-
rung von den Landkreisen und kreisfreien Städten 
geleistet werden muss. So lag der kommunale För-
deranteil bei den staatlich geförderten Frauenhäusern 
im Jahr 2012 bei ca. 7,7 Mio. Euro und im Jahr 2013 
bereits bei ca. 7,9 Mio. Euro. Die Notrufe sind noch 
stärker von der kommunalen Förderung abhängig. Die 
Richtlinien zur Förderung von Frauenhäusern und 
Notrufen enthalten keine Regelung zur Dynamisierung 
der staatlichen Förderung. Zuletzt wurden die staatli-
chen Fördersätze im Jahr 2009 um 13 Prozent erhöht. 
Eine Anpassung der Fördersätze an die Preis- und 
Gehaltsentwicklung der letzten fünf Jahre macht eine 
Erhöhung um mindestens 15 Prozent erforderlich. 
Außerdem sollten der staatliche Förderanspruch ge-
setzlich abgesichert und in den Förderrichtlinien für 
Frauenhäuser und Notrufe eine automatische Dyna-
misierung der Förderung aufgenommen werden.   


